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Hinweis zur Aktualisierung unserer Datenschutzerklärung 
 
Wir haben unsere Datenschutzerklärung aktuali-
siert und an aktuelle Entwicklungen angepasst. 
Dies betrifft insbesondere die mögliche Nutzung 
von Künstlicher Intelligenz (KI) im Rahmen un-
serer steuerberatenden Tätigkeit. 
Selbstverständlich erfolgt der Einsatz allfälliger KI-
gestützter Anwendungen ausschließlich unter Be-
achtung der geltenden datenschutzrechtlichen Best-

immungen sowie unserer berufsrechtlichen Ver-
schwiegenheitsverpflichtungen. Der Schutz Ihrer 
Daten und der verantwortungsvolle Umgang mit 
vertraulichen Informationen haben für uns natürlich 
auch weiterhin höchste Priorität. 

Die aktualisierte Datenschutzerklärung finden Sie 
auf unserer Website.

 
 

Erhöhte Sachbezugs-Besteuerung von E-Firmenfahrzeugen 
 
Mit 1.1.2027 wird die steuerliche Begünstigung 
von rein elektrischen Firmenfahrzeugen (vulgo 
E-Autos) eingeschränkt. 
Zukünftig ist laut den geplanten Maßnahmen des 
Finanzministeriums auch für solche Elektro-
Firmenautos, die privat genutzt werden können, 
beim Dienstnehmer steuerlich ein Sachbezug anzu-
setzen. Durch einen im Vergleich zum regulären 
Sachbezug reduzierten Sachbezugswert sollen die 
ökologischen Anreize jedoch erhalten bleiben, wes-
halb für das erste Jahr 2027 ein betraglich mode-
rater Einstieg erfolgt. 
Bislang sind Elektro-Firmenfahrzeuge mit der Mög-
lichkeit zur Privatnutzung steuerlich besonders at-
traktiv, da für diese Fahrzeuge mit einem CO2-
Ausstoß von null Gramm pro Kilometer ein Sachbe-
zugswert von null anzusetzen ist. Für Arbeitnehmer 
fallen daher weder Lohnsteuer noch Sozialversiche-
rungsbeiträge für die private Nutzung des Fahr-
zeugs an. 

Steuerpflichtiger Sachbezug 
Im Rahmen des Budgets 2027-2028 erfolgt nun eine 
Anpassung. Künftig wird auch für Elektro-

Firmenautos ein steuerpflichtiger Sachbezug gelten, 
der wie folgt gestaffelt eingeführt wird: 

 Im Kalenderjahr 2027 ist ein 
Sachbezugswert von 0,375% der 
Anschaffungskosten des Kraftfahrzeugs 
(einschließlich Umsatzsteuer und 
Normverbrauchsabgabe), maximal € 180 
monatlich, anzusetzen. 

 Ab dem Kalenderjahr 2028 beträgt der 
Sachbezugswert 0,625% der 
Anschaffungskosten des Kraftfahrzeugs 
(einschließlich Umsatzsteuer und 
Normverbrauchsabgabe), maximal € 300 
monatlich. 

Ist ein Sachbezug anzusetzen, fällt auch Umsatz-
steuer an, sofern der Arbeitgeber für das überlasse-
ne Fahrzeug zum vollen oder teilweisen Vorsteuer-
abzug berechtigt war. Der angesetzte Sachbezugs-
wert gilt dabei als Bruttobemessungsgrundlage für 
die Umsatzsteuer. Die Änderungen werden ab Jän-
ner 2027 gelten und sind für sämtliche vom Arbeit-
geber zur Privatnutzung überlassene Kfz mit einem 
CO2-Ausstoß von Null anzuwenden. 
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Fazit 
Elektro-Firmenautos werden zwar ab 2027 einen 
Teil ihrer bisherigen steuerlichen Vorteile verlieren, 
bleiben gegenüber Firmenautos mit einem Ver-
brennungsmotor jedoch weiterhin begünstigt. 
Der Sachbezug fällt deutlich niedriger aus als jener 
für Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor, der - abhän-
gig vom CO2-Ausstoß - derzeit 1,5% bzw. 2% der 
tatsächlichen Anschaffungskosten inklusive Um-

satzsteuer und NoVA beträgt und mit maximal € 720 
bzw. € 960 pro Monat gedeckelt ist.  

Die für die genannten Regelungen relevante Ver-
ordnung über die Bewertung bestimmter Sachbezü-
ge (Sachbezugswerteverordnung) wurde bislang 
noch nicht entsprechend dieser Änderungen novel-
liert, es bleibt somit abzuwarten, wie der Verord-
nungstext im Detail lauten wird. 

 
 

Umsetzung der Entgelttransparenzrichtlinie 
 
Ziel der EU-Entgelttransparenzrichtlinie ist es, 
Gehaltsunterschiede sichtbarer und faire Bezah-
lung besser überprüfbar zu machen. Die konkre-
te Umsetzung in Österreich, die bis 07.06.2026 
erfolgen hätte müssen, ist jedoch noch nicht 
abgeschlossen. 
Neben der Pflicht zur geschlechtsneutralen Stellen-
ausschreibung erhalten Stellenbewerber das Recht 
auf Information über das vorgesehene Einstiegsent-
gelt für die betreffende Stelle sowie über die ein-
schlägigen Bestimmungen des anwendbaren Kol-
lektivvertrags. Arbeitgeber dürfen Bewerber nicht 
nach ihrer Entgeltentwicklung in laufenden oder 
früheren Beschäftigungsverhältnissen befragen. 
Aktiv beschäftigte Arbeitnehmer haben künftig das 
Recht, das Durchschnittsentgelt ihrer Vergleichs-
gruppe – aufgeschlüsselt nach Geschlecht – zu 
erfahren. 

Gleiches Entgelt bei gleicher oder gleichwertiger 
Arbeit 
Anhand objektiver, geschlechtsneutraler und (falls 
vorhanden) mit den Arbeitnehmervertretern verein-
barter Kriterien sollen Arbeitnehmer beurteilen kön-
nen, ob sie sich im Hinblick auf den Wert ihrer Arbeit 
in einer vergleichbaren Situation befinden. Dazu 
müssen Arbeitgeber geschlechtsneutrale Stellen-
bewertungs- und -klassifizierungssysteme einführen 
bzw. Kategorien von Arbeitnehmern definieren, die 
gleiche oder gleichwertige Arbeit verrichten, 
wodurch ein transparentes Vergütungssystem ge-
währleistet werden soll. 

 

 

Bezifferung des relevanten Entgelts 
Für Zwecke der Entgelttransparenz und Vergleich-
barkeit muss das relevante Entgelt entsprechend 
definiert und beziffert werden. Im Arbeitsrecht be-
steht kein einheitlicher Entgeltbegriff, sondern wird 
als Entgelt jede Art von Leistung des Arbeitgebers 
verstanden, die dem Arbeitnehmer als Gegenleis-
tung für die Zurverfügungstellung seiner Arbeitskraft 
gewährt wird. Während die ziffernmäßige Definition 
z.B. des jährlichen Grundgehalts, von Zulagen, (va-
riablen) Barvergütungen oder Sachleistungen in der 
Regel gut möglich sein wird, kann die Bewertung 
von Aktienoptionen, Pensionszusagen, Dienst-
wägen, Krankenversicherungen, privaten medi-
zinischen Leistungen oder Lebensversicherun-
gen unter Umständen zu Problemen führen. 

Rechtsfolgen bei Verstößen gegen die Entgelt-
transparenz-Richtlinie 
Mangels gesetzlicher Umsetzung der Richtlinie sind 
derzeit nur die in der Richtlinie vorgesehenen In-
strumente bei Rechtsverletzungen, wie etwa Scha-
densersatzansprüche rückwirkend für 3 Jahre oder 
angemessene Sanktionen und Geldbußen, bekannt. 
Die nationale Gesetzwerdung bleibt abzuwarten. 

Berichtspflichten für Dienstgeber 
Abhängig von der Beschäftigtenanzahl müssen 
Dienstgeber, beginnend ab 2027 für Unternehmen 
ab 250 Beschäftigten, in regelmäßigen Abständen 
Berichte über das geschlechtsspezifische Entgeltge-
fälle erstellen und zugänglich machen. Nach der 
Richtlinie bestehen für Unternehmen mit weniger als 
100 Beschäftigten zwar keine Berichtspflichten, ob 
Österreich dennoch auch für solche Betriebe Be-
richtspflichten vorsehen wird, bleibt abzuwarten.
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Kundentreueprogramm ist kein Gutschein 
 
Viele Lieferanten bieten Treueprogramme an: 
Kundinnen und Kunden sammeln Punkte und 
können diese später gegen Waren oder Prämien 
einlösen. Der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
hatte nun zu klären, ob solche Treuepunkte um-
satzsteuerlich als Gutscheine gelten. 
Konkret ging es um einen schwedischen Händler, 
der Haarpflege- und Schönheitsprodukte vertreibt 
und ein Kundentreueprogramm einführen möchte. 
Kunden können kostenlos teilnehmen und erhalten 
für jeden Einkauf Treuepunkte, die bei späteren 
Einkäufen zum Erwerb ausgewählter, regelmäßig 
wechselnder Produkte eingelöst werden können. 
Die Produkte haben in der Regel einen Wert von 
höchstens € 50 und unterliegen unterschiedlichen 
Umsatzsteuersätzen. Jedem im „Punkteshop“ an-
gebotenen Produkt ist ein Punktewert zugeordnet, 
der einem Gegenwert von etwa 2% bis 10% der 
ursprünglichen Einkäufe entspricht. Die Punkte sind 
weder in Geld umtauschbar noch entgeltlich er-
werbbar, sie sind personenbezogen und nicht über-
tragbar. Die Einlösung erfolgt ausschließlich gegen 
Treuepunkte innerhalb von zwei Jahren. Der EuGH 
verneinte das Vorliegen eines Gutscheines.  

Voraussetzungen für einen Gutschein  

Nach der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie liegt ein 
Gutschein nur dann vor, wenn 

 die Verpflichtung besteht, ihn als 
Gegenleistung oder Teil einer 
Gegenleistung für eine Lieferung von 
Gegenständen oder die Erbringung von 
Dienstleistungen anzunehmen, und 

 die zu liefernden Gegenstände oder zu 
erbringenden Dienstleistungen oder die 
Identität der potenziellen Leistenden 
entweder auf dem Instrument selbst oder in 
den damit zusammenhängenden 
Unterlagen angegeben sind. 

Laut EuGH war eine derartige Verpflichtung im ge-
planten Kundentreueprogramm nicht gegeben. Der 
Sachverhalt begründete keine Verpflichtung für den 
Unternehmer, die vorgelegten Punkte als Gegen-
leistung für eine Lieferung von Gegenständen anzu-
nehmen. Die Punkte berechtigen ihren Inhaber le-
diglich, als Prämie zusätzliche Waren von geringem 
Wert zu erhalten, wenn der Inhaber sich zu einem 
erneuten Einkauf bei diesem Lieferanten ent-
schließt. 

Da eine der beiden Voraussetzungen für die Qualifi-
kation bzw. Einordnung von Gutscheinen nicht er-
füllt war, war auch das Kundentreueprogramm we-
der als Einzweck-Gutschein noch als Mehrzweck-
Gutschein einzuordnen. 

Tipp 
Die Einrichtung eines Treuepunkteprogramms sollte 
im Vorfeld stets auch unter steuerlichen Gesichts-
punkten sorgfältig geplant und geprüft werden, da 
sich daraus insbesondere umsatzsteuerliche Ein-
ordnungsfragen ergeben können. Eine frühzeitige 
steuerliche Analyse kann dabei helfen, Risiken zu 
vermeiden und die Gestaltung steueroptimal auszu-
gestalten.

 
 

Ferialjob, Pflichtpraktikum & Co 
 
Viele Schüler und Studierende sammeln in den 
Sommerferien Berufserfahrung oder verdienen 
etwas dazu. Ob Ferialjob oder Pflichtpraktikum, 
macht dabei arbeits- und sozialversicherungs-
rechtlich einen Unterschied. 
Bei Ferialarbeitern/Ferialangestellten handelt es 
sich um Schüler oder Studenten, die während der 
Ferien im Rahmen eines klassischen Dienstverhält-
nisses Geld verdienen wollen, wobei diese Arbeit 
gegen Entgelt nicht als Pflichtpraktikum von der 
Schule bzw. Hochschule gefordert wird. Ferialarbei-
ter oder Ferialangestellte unterliegen der persönli-
chen Arbeitspflicht, sind organisatorisch in den Be-
trieb eingegliedert und an Weisungen gebunden, 
und verwenden die Betriebsmittel des Arbeitgebers. 

Für diese Beschäftigten gelten dieselben arbeits-
rechtlichen Bestimmungen wie für andere Ar-
beitnehmer. Sie müssen vor Arbeitsbeginn zur 
Pflichtversicherung angemeldet werden und haben 
Anspruch auf kollektivvertragliche Entlohnung (in-
klusive Sonderzahlungen), Urlaub sowie Entgeltfort-
zahlung im Krankheitsfall. Dauert das Dienstverhält-
nis länger als einen Monat, sind außerdem Beiträge 
zur betrieblichen Vorsorge abzuführen.  

Pflichtpraktikum ohne Bezahlung 
Anders verhält es sich bei einem Pflichtpraktikum 
ohne Bezahlung. Pflichtpraktikanten sind Schüler 
oder Studenten, die als Ergänzung zu ihrer schu-
lischen Ausbildung ein vorgeschriebenes Prakti-
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kum in einem Betrieb absolvieren. Hier steht der 
Ausbildungs- und Lernzweck im Vordergrund. Die 
Pflichtpraktikanten arbeiten weder in persönlicher 
noch wirtschaftlicher Abhängigkeit und erhalten 
weder Geld- noch Sachbezüge. Deshalb besteht 
keine Pflicht zur Anmeldung bei der Sozialversiche-
rung. Über die gesetzliche Unfallversicherung für 
Schüler und Studierende sind sie dennoch abgesi-
chert. 

Erhalten Pflichtpraktikanten für ihre Tätigkeit ein 
Taschengeld (Geld- oder Sachbezüge), ändert 
sich die rechtliche Situation. In diesem Fall be-
steht Lohnsteuerpflicht und eine Anmeldung zur 
Sozialversicherung ist erforderlich. Dauert das Prak-
tikum länger als einen Monat, müssen auch Beiträ-
ge zur betrieblichen Vorsorge abgeführt werden. 
Besteht zudem Anspruch auf eine kollektivvertragli-
che Entlohnung, handelt es sich um ein reguläres 
Dienstverhältnis.  

 

 

Hotel- und Gastgewerbe 
Besondere Regelungen gelten im Hotel- und Gast-
gewerbe. Praktika können dort ausschließlich im 
Rahmen eines Dienstverhältnisses absolviert 
werden. Praktikanten haben daher jedenfalls An-
spruch auf eine Bezahlung gemäß der jeweils gülti-
gen kollektivvertraglichen Bestimmungen. 

Auch in der Land- und Forstwirtschaft werden 
Praktika grundsätzlich als Dienstverhältnis durchge-
führt. In Ausnahmefällen kann ein Volontariat ver-
einbart werden. In solchen Fällen sollte jedoch vor-
ab mit der jeweiligen Schule abgeklärt werden, ob 
der Ausbildungszweck erfüllt wird und das Prakti-
kum angerechnet werden kann. Die Höhe der Prak-
tikumsentschädigung richtet sich nach dem Kollek-
tivvertrag des jeweiligen Bundeslandes.  

Wer somit einen Sommerjob oder ein Pflichtprakti-
kum absolvieren möchte, sollte vor Beginn genau 
prüfen, welche Beschäftigungsform vorliegt. Davon 
hängen nicht nur die Entlohnung und eine allfällige 
Sozialversicherungspflicht, sondern auch wichtige 
arbeitsrechtliche Ansprüche ab.

 
 

Zuflusszeitpunkt von handelbaren Aktienoptionen 
 
Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hatte zu 
klären, ob handelbare Aktienoptionen, die be-
reits vor Beginn des Dienstverhältnisses ge-
währt und zu einem fremdüblichen Preis erwor-
ben werden, als Vorteil aus dem Dienstverhält-
nis gelten und wann diese gegebenenfalls als 
zugeflossen gelten. 
Der Revisionswerber war an der Neustrukturierung 
der Y-AG beteiligt. Aufgrund seiner besonderen 
Kenntnisse wurde ihm eine Option eingeräumt, die 
Dritten nicht zur Verfügung gestellt wurde. Die Opti-
on konnte von ihm jedoch jederzeit an Dritte weiter-
verkauft werden und war daher uneingeschränkt 
handelbar. Der Revisionswerber erwarb schluss-
endlich die Option zu einem fremdüblichen Preis. 
Anstelle der Übertragung der Aktien erhielt der Re-
visionswerber einen Barausgleich. Dieser wurde als 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit der Lohn-
steuer unterworfen. 

Entscheidung der VwGH 
Der VwGH folgte hinsichtlich der Frage des Zufluss-
zeitpunktes seiner ständigen Rechtsprechung und 
führte aus, dass ein Dienstnehmer durch die Ein-
räumung eines solchen Aktienoptionsrechtes ledig-
lich eine steuerlich unerhebliche Chance erlangt. 
Der in Geld messbare Vorteil aus der Option fließt 

dem Dienstnehmer erst mit der Ausübung der Opti-
on zu. Entscheidend ist, ob die Option einem 
Dritten in der Ausgestaltung eingeräumt worden 
wäre; die Übertragbarkeit an Dritte spielt keine 
Rolle.  

Hinsichtlich des Vorteils aus dem Dienstverhältnis 
führte der VwGH aus: Entsprechend dem Umstand, 
dass dem Dienstnehmer durch die Einräumung der 
Option lediglich eine steuerlich unerhebliche Chan-
ce verschafft wird, ergibt sich der Vorteil aus dem 
Dienstverhältnis nicht bereits durch die Einräumung 
der Option, sondern erst durch den verbilligten Er-
werb der Aktien auf Grund der Ausübung der Opti-
on. Handelt es sich um eine Option, die in dieser 
Ausgestaltung einem Dritten nicht eingeräumt wor-
den wäre, sind die Konditionen des Entgelts für die 
Einräumung der Option nicht weiter relevant. 

Fazit 
Der VwGH überrascht mit seinem Erkenntnis in 
zweierlei Hinsicht: Einerseits stützt er sich auf ältere 
Entscheidungen, die nicht handelbare Optionsrechte 
betrafen und überträgt deren Rechtsprechung auch 
auf handelbare Optionen, ohne dies näher zu be-
gründen. Obwohl eine ausdrückliche gesetzliche 
Regelung fehlt, sprechen verschiedene Rechtsquel-
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len dafür, dass zwischen handelbaren und nicht 
handelbaren Optionen unterschieden werden sollte. 

Andererseits judiziert der VwGH, dass selbst der 
Erwerb der Option zu einem fremdüblichen Preis 
beim Dienstnehmer nur zu einer unerheblichen 
Chance führt. Dies erscheint systematisch fragwür-
dig, da mit dem Erwerb der Option zum fremdübli-
chen Preis bereits ein Anschaffungsgeschäft vor-
liegt. Ein geldwerter Vorteil entsteht dabei gerade 
nicht; spätere Wertsteigerungen wären vielmehr 
dem Privatvermögen zuzurechnen. 

Folgt man dem Erkenntnis, so stellt der Gewinn aus 
der Veräußerung der Aktien bzw. Geschäftsanteile 

trotz Erwerb zu einem fremdüblichen Preis einen 
Vorteil aus dem Dienstverhältnis dar und wird der 
Lohnsteuer unterworfen. Im Gegensatz dazu würde 
ein Optionsrecht, welches auch Dritten zu einem 
fremdüblichen Preis angeboten wird, lediglich der 
Kapitalertragsteuer von 27,5% unterliegen. 
Diese unterschiedliche Behandlung erscheint sys-
tematisch nicht ohne Weiteres nachvollziehbar. Es 
bleibt abzuwarten, ob der VwGH diese Rechtspre-
chung künftig fortführt oder sich künftig vertieft mit 
den gegen sie vorgebrachten systematischen Ein-
wänden auseinandersetzt.

 
 

Abschaffung der Grundsteuerbefreiung in Wien 
 
Das bisher in Wien gültige Wiener Grundsteuer-
befreiungsgesetz wurde Anfang des Jahres auf-
gehoben, womit die darin geregelten Befreiun-
gen enden. 
Die Grundsteuer bezieht sich auf das Steuerobjekt 
Grundstück. Auf Grundlage des Einheitswertes legt 
das Finanzamt den Grundsteuermessbetrag fest, 
welcher dann an die Gemeinden übermittelt wird. 
Der von den Gemeinden eingehobene Jahresbetrag 
errechnet sich dann aus dem Steuermessbetrag 
multipliziert mit einem jeweils festgelegten Hebe-
satz.  

Abgabenschuldner sind Eigentümer oder Berechtig-
te, wobei bei mehreren Eigentümern bzw. Berech-
tigten diese Gesamtschuldner sind. Die Grundsteuer 
wird - aufgrund bundesgesetzlicher Regelungen - 
jährlich von den Gemeinden eingehoben. Zeitlich 
befristet können durch Landesgesetze Grundsteu-
erbefreiungen (beschränkt auf Gebäudewerte) fest-
gelegt werden.  

Bisherige Grundsteuerbefreiung 
Bis zum Februar 2026 war in Wien unter bestimm-
ten Voraussetzungen eine Befreiung von der 
Grundsteuer für bis zu 20 Jahre möglich. Befreit 
wurden 

 wohnbaugeförderte Objekte (Wohnungen, 
Büros, Lokale) 

 errichtete Wohnungen (Neu-, Zu-, Um-, 
Aufbauten oder Einbauten in bereits 
bestehende Baulichkeiten) 

 errichtete Wohnheime 

Nicht begünstigt waren hingegen unbebaute 
Grundstücke oder land- und forstwirtschaftliches 
Vermögen. Begünstigt waren lediglich die Gebäude 
oder Gebäudeteile; Grund und Boden waren gemäß 
landesgesetzlicher Bestimmungen auch vor dem 
Februar 2026 in Wien grundsteuerpflichtig. 

Restlaufzeit für bereits genehmigte Fälle 
Seit dem 24.2.2026 können keine neuen Anträge 
auf Befreiung mehr beim Magistrat Wien gestellt 
werden. Alle vor der Aufhebung des Wiener Grund-
steuerbefreiungsgesetzes 1973 laufenden und noch 
nicht rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren zur 
Gewährung einer zeitlichen Grundsteuerbefreiung 
bleiben bestehen. Ebenso können auch Unterlagen, 
welche zum Zeitpunkt der Antragstellung fehlten 
oder von der Behörde nachgefordert werden, wei-
terhin eingereicht werden. Die Restlaufzeit von 20 
Jahren läuft bei bereits genehmigten Fällen für die 
volle Restlaufzeit. 

Tipp 
Grundsteuerbefreiungen sind in Österreich nicht 
einheitlich geregelt. Eine Prüfung der Regelungen 
der jeweiligen Gemeinde kann vor etwaigen Immo-
bilienkäufen für Klarheit sorgen.
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Änderungen bei Ertragsteuer und ImmoESt 
 
Das Parlament hat das Budgetbegleitgesetz 
2027–2028 beschlossen. Dabei wurden auch 
Änderungen im Bereich der Ertragsteuern und 
der Immobilienertragsteuer auf den Weg ge-
bracht. 
Einschränkung des investitionsbedingten Ge-
winnfreibetrags 
Für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2026 und 
vor dem 1.1.2030 beginnen, wird der investitions-
bedingte Gewinnfreibetrag auf Realinvestitionen 
beschränkt. Investitionen in Wertpapiere jeglicher 
Art – einschließlich des Bundesschatzes – sind in 
diesem Zeitraum daher nicht mehr begünstigt. Für 
Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2029 begin-
nen, kann der investitionsbedingte Gewinnfreibetrag 
wieder für Wertpapierinvestitionen in Anspruch ge-
nommen werden. 

Neuer progressiver Körperschaftsteuertarif ab 
2028 
Ab dem Jahr 2028 wird ein progressiver Körper-
schaftsteuertarif eingeführt. Grundsätzlich bleibt der 
bisherige Steuersatz von 23% bestehen. Für jenen 
Einkommensteil, der € 1 Mio. übersteigt, erhöht 
sich der Steuersatz jedoch auf 24%. Die Neurege-
lung gilt sowohl für unbeschränkt steuerpflichtige 
Körperschaften als auch für beschränkt steuerpflich-
tige ausländische Körperschaften. 

Für beschränkt steuerpflichtige inländische 
Körperschaften bleibt der Steuersatz hingegen 
unverändert bei 23%. Zusätzlich wird für unbe-
schränkt steuerpflichtige Körperschaften ein Pro-
gressionsvorbehalt eingeführt. Dadurch werden 
Einkünfte, die aufgrund eines Doppelbesteuerungs-
abkommens steuerbefreit sind, bei der Ermittlung 
des anzuwendenden Körperschaftsteuersatzes 
berücksichtigt. 

Für Unternehmensgruppen wird der progressive 
Steuertarif auf das gesamte veranlagte Gruppenein-

kommen angewendet. Der Steuersatz von 23% 
steht somit nur bis zu einem Gruppeneinkommen 
von € 1 Mio. zur Verfügung – unabhängig davon, 
aus wie vielen Unternehmen die Unternehmens-
gruppe besteht. 

Erhöhung bei Immobilienertragsteuer 
Mit dem Budgetbegleitgesetz wurde auch eine Er-
höhung der Immobilienertragsteuer bei der Veräu-
ßerung von Altvermögen nach dem 31.12.2026 
beschlossen. Betroffen sind Immobilien, die zum 
31.3.2012 nicht mehr steuerverfangen waren. Dabei 
handelt es sich um Grundstücke, die vor dem 
31.3.2002 angeschafft wurden. Der Steuersatz von 
30% bleibt unverändert. Durch die Anpassung der 
pauschalen Anschaffungskosten kommt es jedoch 
zu einer höheren effektiven Steuerbelastung. 

Bisher wurden bei Grundstücken des Altvermögens 
fiktiv 86% des Veräußerungserlöses als Anschaf-
fungskosten angesetzt. Daraus ergab sich eine 
effektive Steuerbelastung von 4,2% des Veräuße-
rungserlöses. Für Grundstücksveräußerungen nach 
dem 31.12.2026 werden die pauschalen Anschaf-
fungskosten von 86% auf 80% reduziert. Dadurch 
erhöht sich die effektive Steuerbelastung auf 6%. 

Bei der Veräußerung von Altvermögen, das nach 
dem 31.12.1987 in Bauland umgewidmet wurde, 
sofern diese Umwidmung nach dem letzten entgelt-
lichen Erwerb erfolgt ist, wird der pauschale Ansatz 
der Anschaffungskosten von 40% auf 30% des Ver-
äußerungserlöses gesenkt. Dadurch steigt die effek-
tive Steuerbelastung von 18% auf 21%. Wurde ein 
Grundstück nach dem 31.12.2024 umgewidmet, ist 
darüber hinaus der bereits mit dem Budgetbegleit-
gesetz 2025 eingeführte Umwidmungszuschlag in 
Höhe von 30% zu berücksichtigen. In diesen Fällen 
erhöht sich die effektive Steuerbelastung von bisher 
23,4% auf 27,3%. 

 
 

Ausschüttungsfiktion bei Gesellschafterverrechnungskonten 
 
Mit dem Budgetbegleitgesetz 2027–2028 hat der 
Gesetzgeber eine neue Ausschüttungsfiktion für 
Gesellschafterverrechnungskonten eingeführt. 
Die neue Bestimmung ist erstmals auf Wirt-
schaftsjahre anzuwenden, die im Kalenderjahr 
2027 enden. 
Künftig müssen Gesellschafter einer GmbH, die 
natürliche Personen sind, sämtliche gegen sie auf 

einem Verrechnungskonto ausgewiesenen Forde-
rungen der Gesellschaft spätestens bis zum 
Bilanzstichtag ausgleichen. Alternativ kann die 
Forderung in eine fremdübliche Darlehensforderung 
umgewandelt werden. 

Ein solches Darlehen muss den Grundsätzen für 
Vereinbarungen zwischen nahen Angehörigen ent-
sprechen. Voraussetzung sind insbesondere eine 
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schriftliche Vereinbarung, angemessene Sicherhei-
ten, eine fremdübliche Laufzeit, eine angemessene 
Verzinsung sowie eine Bonitätsprüfung des Gesell-
schafters, die die Beteiligung des Gesellschafters an 
der Gesellschaft außer Acht lässt. 

Ausschüttung bei fehlenden Maßnahmen 
Erfolgt bis zum Bilanzstichtag weder ein Ausgleich 
der Verrechnungskontoforderung noch deren Um-
wandlung in eine fremdübliche Darlehensforderung, 
unterliegt der offene Betrag der Ausschüttungsfik-
tion und damit der Kapitalertragsteuer. 
Die Beträge gelten mit dem auf den Bilanzstichtag 
folgenden Tag als offen an den Gesellschafter aus-
geschüttet und als an diesem Tag zugeflossen. Für 
Zwecke der Kapitalertragsteuer sind die KESt-
Anmeldung sowie die Abfuhr der Kapitalertragsteuer 
innerhalb einer Woche vorzunehmen. 

Bagatellgrenze für qualifizierte beteiligte Gesell-
schafter 
Für Gesellschafter, die unmittelbar oder mittelbar zu 
mindestens 10% an der Gesellschaft beteiligt sind, 
gilt aus Praktikabilitätsgründen eine Bagatellgrenze 

von € 50.000. Hintergrund ist, dass bei qualifizierten 
Beteiligungen typischerweise eine höhere Anzahl an 
Transaktionen zwischen Gesellschafter und Gesell-
schaft erfolgt. Erst der diese Grenze übersteigende 
Betrag unterliegt der Ausschüttungsfiktion. 

Fazit 
Die neue Ausschüttungsfiktion führt zu einer deutli-
chen Verschärfung der steuerlichen Behandlung 
von Gesellschafterverrechnungskonten. Anlass für 
die Neuregelung ist die in der Praxis häufig zu be-
obachtende lockere Handhabung von Forderungen 
gegenüber Gesellschaftern, die oftmals zur Finan-
zierung der privaten Lebensführung genutzt wurden, 
ohne dass eine zeitnahe Rückzahlung erfolgte. 

Besonders betroffen sind Kleingesellschafter, da die 
Regelung für sie bereits ab dem ersten Euro zur 
Anwendung kommt. Gesellschaften, Gesellschafter 
und ihre Berater sollten sich daher frühzeitig – je-
denfalls vor dem jeweiligen Bilanzstichtag – mit den 
neuen Vorgaben auseinandersetzen und gegebe-
nenfalls erforderliche Maßnahmen setzen.

 
 

Erweiterungen bei der Mitteilungspflicht nach § 109a EStG 
 
Die Meldung nach § 109a EStG dient der steuer-
lichen Kontrolle von Zahlungen an selbständig 
tätige Personen. Unternehmer und Körperschaf-
ten müssen bestimmte Entgelte, die sie an Leis-
tungserbringer außerhalb eines Dienstverhält-
nisses bezahlen, elektronisch an das Finanzamt 
melden.  
Zu den bisher meldepflichtigen Leistungen ist ab 
dem Jahr 2026 die Meldepflicht von Lizenzgebühren 
iSd § 99a Abs 1 EStG hinzugekommen. Darunter 
versteht man die Vergütung jeder Art, für die Benut-
zung oder das Recht auf Benutzung u.a. von Urhe-
berrechen an literarischen, künstlerischen oder wis-
senschaftlichen Werken, einschließlich kinemato-
grafischer Filme und Software, Patenten, Nutzungs-
rechte an Marken, Softwarelizenzen und ähnlichen 
Rechteüberlassungen. 

Der Gesetzgeber hat für Lizenzgebühren die Mel-
debefreiung auf Grund einer betraglichen Grenze 
ausgeschlossen. 

Die neue Meldepflicht gilt erstmals für Lizenzgebüh-
ren, die ab 1. Jänner 2026 ausbezahlt werden. 
Diese Zahlungen sind daher erstmals in der § 109a-
Meldung für das Jahr 2026 zu berücksichtigen (Mel-
dung bis Ende Februar 2027).  

Was ist zu melden? 
Insbesondere: 

 Name und Anschrift des Leistungserbrin-
gers  

 Art der Leistung  

 Kalenderjahr der Zahlung  

 Entgelt (inkl. ausgewiesener Umsatzsteuer)  

 Kalenderjahr der Zahlung  

 Entgelt (inkl. ausgewiesener Umsatzsteuer)  

Bis wann? 
Die Meldung erfolgt grundsätzlich elektronisch (z. B. 
über ELDA oder FinanzOnline) bis Ende Februar 
des Folgejahres.  

Die vorsätzliche Verletzung der Mitteilungspflicht 
stellt eine Finanzordnungswidrigkeit dar und kann 
mit einer Geldstrafe von bis zu 10 % des melde-
pflichtigen Betrags bestraft werden. Der Strafrah-
men ist mit EUR 5.000,00 gedeckelt. 
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